Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Errichtung von Landwirthſchaftskammern für die Provinz Hannover 
und für die Rheinprovinz, S. 31. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung 
des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Grevenbroich, Bitburg, Daun, 
Merzig, Perl, Trier, Warweiler, Neumagen, Prüm und Wittlich, S. 41. — Bekanntmachung 
der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs Amtsblätter publizirten landes 
herrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 42. 


(Nr. 10061.) Verordnung, betreffend die Errichtung von Landwirthſchaftskammern für die 
Provinz Hannover und für die Rheinprovinz. Vom 15. März 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des Geſetzes über die Landwirthſchaftskammern vom 
30. Juni 1894 (Geſetz-Samml. S. 126) nach Anhörung der betreffenden Wro- 
vinziallandtage, was folgt: 
Heal; 
Für die Provinz Hannover und für die Rheinprovinz werden auf Grund 
der beifolgenden Satzungen Landwirthſchaftskammern errichtet. 


§. 2. 

Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten wird ermächtigt, 
Aenderungen der vorbezeichneten Satzungen, ſoweit ſie nicht den Sitz, den Zweck, 
die Vertretung der Landwirthſchaftskammer oder das Wahlverfahren ($. 9 Abſatz 2 
des angeführten Geſetzes) betreffen, ſelbſtändig zu genehmigen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 15. März 1899. 


(J. S.) Wilhelm. 


Frhr. v. Hammerſtein. 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. März 1899. 


Sabungen 
der 


Landwirthſchaftskammer für die Provinz Hannover. 


St 


Die Landwirthſchaftskammer für die Provinz Hannover hat ihren Sitz zu 
Hannover. 


H. 2. 

Die Landwirthſchaftskammer hat die geſetzliche Beſtimmung, die Geſammt⸗ 
intereſſen der Land⸗ und Forſtwirthſchaft ihres Bezirks wahrzunehmen und zu 
dieſem Behufe alle auf die Hebung der Lage des ländlichen Grundbeſitzes ab— 
zielenden Einrichtungen, insbeſondere die weitere korporative Organiſation des 
Berufsſtandes der Landwirthe und den techniſchen Fortſchritt der Landwirthſchaft 
zu fördern. Auch hat ſie das Recht, ſelbſtändige Anträge zu ſtellen. 

Die Landwirthſchaftskammer hat ferner die Verwaltungsbehörden bei allen 
die Land⸗ und Forſtwirthſchaft betreffenden Fragen durch thatſächliche Mittheilungen 
und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. Sie hat nicht nur über ſolche 
Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung ſich zu äußern, welche die allgemeinen 
Intereſſen der Landwirthſchaft oder die beſonderen landwirthſchaftlichen Intereſſen 
ihres Bezirkes berühren, ſondern auch bei allen Maßnahmen mitzuwirken, welche 
die Organiſation des ländlichen Kredits und ſonſtige gemeinſame Aufgaben betreffen. 

Die Landwirthſchaftskammer hat außerdem den techniſchen Fortſchritt der 
Landwirthſchaft durch zweckentſprechende Einrichtungen zu fördern. Zu dieſem 
Zwecke ſoll ſie die Anſtalten, das geſammte Vermögen, ſowie die Rechte und 
Pflichten des Zentralausſchuſſes der Königlichen Landwirthſchaftsgeſellſchaft in 
Hannover auf deſſen Antrag zur beſtimmungsmäßigen Verwendung und Ver⸗ 
waltung übernehmen und mit dem Zentralausſchuß ſowie mit deſſen bisherigen 
lokalen Gliederungen in einen organiſchen Verband nach näherer Vereinbarung 
mit den betreffenden Vereinen treten. Auch kann die Landwirthſchaftskammer 
diefe und ſonſtige Vereine und Genoſſenſchaften, welche die Förderung der land- 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe zum Zwecke haben, in der Ausführung ihrer Muf- 
gaben unterſtützen. 

Die Regelung der im F. 2 Abſatz 4 des Geſetzes über die Landwirthſchafts⸗ 
kammern vom 30. Juni 1894 (Geſetz-Samml. S. 126 u. flgde.) vorgeſehenen Mit- 
wirkung bei der Verwaltung der Produktenbörſen und Märkte bleibt vorbehalten. 
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Wählbar zu ordentlichen (ſtimmberechtigten) Mitgliedern der Landwirthſchafts⸗ 

kammer ſind unter den im H. 5 des Geſetzes bezeichneten Vorausſetzungen: 

1) die Eigenthümer, Nutznießer und Pächter land- und forſtwirthſchaftlich 
genutzter Grundſtücke, deren Grundbeſitz oder Pachtung im Bezirke der 
Landwirthſchaftskammer zu einem Grundſteuerreinertrage von 25 Thalern 
oder mehr oder für den Fall rein forſtwirthſchaftlicher Benutzung, zu 
einem jährlichen Grundſteuerreinertrage von mindeſtens 50 Thalern 
veranlagt ift, ſowie deren geſetzliche Vertreter und Bevollmächtigte , 

2) die im F. 6 Ziffer 2 des Geſetzes bezeichneten Perſonen. 


§. 4. 

Die Zahl der ordentlichen Mitglieder der Landwirthſchaftskammer beträgt 69. 
Wahlbezirke ſind die Landkreiſe. Jedoch werden die Stadtkreiſe Hannover, Linden, 
Göttingen, Hildesheim, Celle, Harburg, Lüneburg, Osnabrück und Emden mit 
den gleichnamigen Landkreiſen zu je einem gemeinſamen Wahlbezirke verbunden, 
und zwar kommen dem Stadtkreiſe Hannover 3, den übrigen Stadtkreiſen je 
2 Wahlmänner zu. 

Ne) 


Von den ordentlichen Mitgliedern ſcheiden drei Jahre nach der erften Wahl 
aus die Vertreter der Wahlbezirke Achim, Alfeld, Aſchendorf, Aurich, Bleckede, 
Burgdorf, Blumenthal, Bremervörde, Grafſchaft Bentheim, Berſenbrück, Celle, 
Diepholz, Duderſtadt, Dannenberg, Einbeck, Emden, Fallingboſtel, Geeſtemünde, 
Gifhorn, Goslar, Göttingen, Gronau, Hadeln, Hameln, Hannover, Harburg, 
Hildesheim, Hoya, Hümmling, Iburg, Ilfeld, Iſenhagen, Jork, Kehdingen, 
Lehe; die Vertreter der übrigen Wahlbezirke: Leer, Linden, Lingen, Lüchow, 
Lüneburg, Marienburg, Melle, Meppen, Münden, Neuhaus, Neuſtadt, Nienburg, 
Northeim, Norden, Osnabrück, Oſterode, Oſterholz, Peine, Rotenburg, Soltau, 
Sulingen, Springe, Stade, Stolzenau, Syke, Uelzen, Uslar, Verden, Weener, 
Winſen, Wittlage, Wittmund, Zellerfeld, Zeven ſcheiden nach 6 Jahren aus, 
ſo daß von der zweiten Wahl an für die Vertreter aller Bezirke ein regelmäßiger 
ſechsjähriger Wechſel ſtattfindet. 

§. 6. 

Die durch Zuwahl der Landwirthſchaftskammer berufenen außerordentlichen 
Mitglieder ($. 14 des Geſetzes) ſcheiden nach 3 Jahren aus ihrer Stellung aus, 
ſoweit ſie nicht von vornherein auf eine kürzere Zeit gewählt ſind. f 


Qis Ta 
Die Landwirthsſchaftskammer hält jährlich mindeſtens eine Sitzung ab. 
Sie ift, abgeſehen vom Falle des F. 12 Abſatz 2 des Geſetzes, beſchlußfähig, 
wenn mindeſtens die Hälfte ihrer ordentlichen Mitglieder anweſend find. Ueber 
einen Gegenſtand der Tagesordnung, der wegen Beſchlußunfähigkeit nicht erledigt 
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werden konnte, kann mit Ausnahme von Satzungsänderungen in der folgenden 
Sitzung der Landwirthſchaftskammer ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden 
Mitglieder Beſchluß gefaßt werden, wenn bei der Bekanntgebung der Tages⸗ 
ordnung für die zweite Sitzung hierauf ausdrücklich hingewieſen iſt. Die Bor 
ſtandswahlen erfolgen durch Stimmzettel. Wahl durch Zuruf iſt nur zuläſſig, 
wenn Niemand widerſpricht. 


§: 8. 
Der Landwirthſchaftskammer bleibt ausſchließlich vorbehalten die Beſchluß— 
faſſung über: 3 
1) die Wahl des Vorſitzenden und des Vorſtandes, ſowie ihrer Stell 
vertreter; 
) die jährliche Feſtſtellung des Etats und der auszuſchreibenden Umlagen; 
) die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlaſtung des Rechnungs⸗ 
führers; f 
4) die Aufnahme von Anleihen, der Erwerb und die Veräußerung von 
Grundeigenthum; 
5) die beſondere Verleihung der Wählbarkeit zur Landwirthſchaftskammer 
nach F. 6, 26 des Geſetzes; 
) die Einſprüche gegen die Mitgliederwahlen, $. 10 des Geſetzes; 
7) die vorläufige Enthebung von Mitgliedern, $. 12 Abſatz 2 des Geſetzes 
j bi 
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1 


3 


die Zuwahl von außerordentlichen Mitgliedern, §. 14 des Geſetzes; 

die Bildung von Ausſchüſſen nach F. 15 des Geſetzes und die Be- 

ſtimmung über die Aufgaben dieſer Ausſchüſſe ) 

10) die etwaige Gewährung einer Entſchädigung an die Mitglieder für 
baare Auslagen, $. 16 des Geſetzes, 

11) die Feſtſetzung der Geſchäftsordnung und der allgemeinen Beſtimmungen 
über das Kaffen- und Rechnungsweſen; 

12) die Aenderung der Satzungen; 

13) die im F. 2 Abſatz 3 des Geſetzes vorgeſehenen Abmachungen mit 

landwirthſchaftlichen und zweckverwandten Vereinen. 


NR 

Der Vorſtand der Landwirthſchaftskammer beſteht aus dem Vorſitzenden, 
deſſen Stellvertreter und zwölf Mitgliedern. Für jedes dieſer zwölf Mitglieder wird 
ein Stellvertreter gewählt, der im Verhinderungsfalle des betreffenden Mitgliedes 
an deſſen Stelle einzuberufen iſt. Je zwei Mitglieder und zwei Stellvertreter 
müſſen einem der ſechs Regierungsbezirke mit der Maßgabe angehören, daß in den 
Regierungsbezirken Hildesheim und Osnabrück je ein Mitglied und ein. Stell- 
vertreter auf den Bezirk der landwirthſchaftlichen Hauptvereine Hildesheim und 
Göttingen, beziehungsweiſe Osnabrück und Arenberg-Meppen entfällt. Der 


ə u) 


Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn mit Einſchluß des Vorſitzenden oder feines 
Stellvertreters mindeſtens die Hälfte des Vorſtandes anweſend iſt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 


$. 10. 

Der Vorſitzende oder deffen Stellvertreter vertritt die Landwirthſchaftskammer 
nach außen. Alle Urkunden, welche die Landwirthſchaftskammer vermögens⸗ 
rechtlich verpflichten follen, find unter deren Namen von dem Vorſitzenden oder 
deſſen Stellvertreter und noch einem Mitgliede des Vorſtandes zu vollziehen. 
Der Vorſitzende und in deſſen Behinderung ſein Stellvertreter leitet die Geſchäfte 
und iſt der Dienſtvorgeſetzte der Beamten der Landwirthſchaftskammer. Er 
beruft und leitet die Sitzungen des Vorſtandes und der Landwirthſchaftskammer. 
Er muß ſolche Sitzungen berufen, wenn mindeſtens ein Drittel der Mitglieder 
des Vorſtandes oder der Landwirthſchaftskammer dies verlangen. Die Be- 
rufungen erfolgen durch öffentliche Bekanntmachung in dem hierzu beſtimmten 
Blatte (§. 11) und durch beſondere Einladung, in beiden Fällen unter Mit⸗ 
theilung der Tagesordnung. Zur Rechtsgültigkeit der Einberufung genügt die 
öffentliche Bekanntmachung. Ueber Gegenſtände, welche nicht auf der Tages⸗ 
ordnung geſtanden haben, kann ein Beſchluß nur gefaßt werden, wenn Niemand 
widerſpricht. 

Der Vorſtand iſt in allen Angelegenheiten zuſtändig, welche der Land— 
wirthſchaftskammer nicht vorſtehend ausdrücklich vorbehalten ſind, oder welche ſie 
ſich nicht durch beſonderen Beſchluß vorbehalten hat. Anträge und Gutachten, 
welche von dem Vorſtande ausgegangen find, müſſen, foweit nicht nach Lage 
der Sache eine Geheimhaltung erforderlich iſt, der Landwirthſchaftskammer zur 
Kenntnißnahme vorgelegt werden. 

Der Vorſtand der Landwirthſchaftskammer führt ſeine Legitimation durch 
eine Beſcheinigung des Oberpräſidenten. 


N be 

Die von der Landwirthſchaftskammer ausgehenden Bekanntmachungen ſind 
unter deren Namen zu erlaſſen und vom Vorſtitzenden oder deffen Stellvertreter 
zu unterzeichnen. 

Die Bekanntmachungen erfolgen durch die Hannoverſche land- und forſt⸗ 
wirthſchaftliche Zeitung. Sollte dies Blatt eingehen, ehe ein anderes Blatt auf 
dem Wege der Satzungsänderung für dieſe Bekanntmachung beſtimmt worden 
ift, fo erfolgen fie für die Zwiſchenzeit durch den Staats-Anzeiger. 


Sul 2. 

Aenderungen der Satzungen müſſen vom Vorſtande oder von mindeſtens 
einem Viertel der Mitglieder beantragt und von mindeſtens der Hälfte aller 
ordentlichen Mitglieder angenommen ſein. 
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Die nicht auf Kündigung angeftellten Beamten der Landwirthſchaftskammer 

haben im Falle ihrer Dienſtunfähigkeit einen Anſpruch auf Penſion nach Maß⸗ 

gabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Penſionsgeſetze. Ueber 

die Berechnung der Dienſtzeit iſt im Anſtellungsvertrage Beſtimmung zu treffen. 

In Betreff der Dienſtvergehen der Beamten finden die Vorſchriften des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz⸗Samml. S. 465) Anwendung. 


Satzungen 
der 


Landwirthſchaftskammer für die Rheinprovinz. 


9 
Die Landwirthſchaftskammer für die Rheinprovinz hat ihren Sitz zu Bonn. 


§. 2. 

Die Landwirthſchaftskammer hat die geſetzliche Beſtimmung, die Geſammt⸗ 
intereſſen der Land- und Forſtwirthſchaft ihres Bezirks wahrzunehmen und zu 
dieſem Behufe alle auf die Hebung der Lage des ländlichen Grundbeſitzes ab⸗ 
zielenden Einrichtungen, insbeſondere die weitere korporative Organiſation des 
Berufsſtandes der Landwirthe und den techniſchen Fortſchritt der Landwirthſchaft 
zu fördern. Auch hat ſie das Recht, ſelbſtändige Anträge zu ſtellen. 

Die Landwirthſchaftskammer hat ferner die Verwaltungsbehörden bei allen 
die Qand- und Forſtwirthſchaft betreffenden Fragen durch thatſächliche Mittheilungen 
und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. Sie hat nicht nur über ſolche 
Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung ſich zu äußern, welche die allgemeinen 
Intereſſen der Landwirthſchaft oder die beſonderen landwirthſchaftlichen Intereſſen 
ihres Bezirkes berühren, ſondern auch bei allen Maßnahmen mitzuwirken, welche 
die Organiſation des ländlichen Kredits und ſonſtige gemeinſame Aufgaben 
betreffen. i 
Die Landwirthſchaftskammer hat außerdem den techniſchen Fortſchritt der 
Landwirthſchaft durch zweckentſprechende Einrichtungen zu fördern. Zu dieſem 
Zwecke ſoll ſie die Anſtalten, das geſammte Vermögen, ſowie die Rechte und 
Pflichten des landwirthſchaftlichen Vereins für Rheinpreußen auf deſſen Antrag 


zur beſtimmungsmäßigen Verwendung und Verwaltung übernehmen und mit 
deſſen bisherigen lokalen Gliederungen in einen organiſchen Verband nach näherer 
Vereinbarung mit den betreffenden Vereinen treten. Auch kann die Landwirthſchafts⸗ 
kammer ſonſtige Vereine und Genoſſenſchaften, welche die Förderung der land- 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe zum Zwecke haben, in der Ausführung ihrer Auf 
gaben unterſtützen. 

Die Regelung der im F. 2 Abſatz 4 des Geſetzes über die Landwirthſchafts⸗ 
kammern vom 30. Juni 1894 (Geſetz-Samml. S. 126 u. flgde.) vorgeſehenen Mit- 
wirkung bei der Verwaltung der Produktenbörſen und Märkte bleibt vorbehalten. 


8.8. 

Wählbar zu ordentlichen (ſtimmberechtigten) Mitgliedern der Landwirthſchafts⸗ 

kammern find unter den im F. 5 des Geſetzes bezeichneten Vorausſetzungen: 

1) die Eigenthümer, Nutznießer und Pächter land- oder forſtwirthſchaftlich 
genutzter Grundſtücke, deren Grundbeſitz oder Pachtung im Bezirk 
der Landwirthſchaftskammer zu einem Grundſteuerreinertrage von 
50 Thalern oder mehr veranlagt iſt, ſowie deren geſetzliche Vertreter 
und Bevollmächtigte, 

2) die im F. 6 Ziffer 2 des Geſetzes bezeichneten Perſonen. 


§. 4. 

Die Zahl der ordentlichen Mitglieder der Landwirthſchaftskammer beträgt 117. 
Wahlbezirke ſind die Landkreiſe. Der Stadtkreis Aachen wird mit dem Land⸗ 
kreis Aachen, der Stadtkreis Coblenz mit dem Landkreis Coblenz, der Stadtkreis 
Barmen und der Stadtkreis Elberfeld mit dem Kreis Mettmann, der Stadtkreis 
Remſcheid mit dem Kreis Lennep, der Stadtkreis Düſſeldorf mit dem Landkreis 
Düſſeldorf, der Stadtkreis Duisburg mit dem Kreis Mülheim a. d. Ruhr, der 
Stadtkreis Eſſen mit dem Landkreis Eſſen, der Stadtkreis Gladbach mit den 
Landkreis Gladbach, der Stadtkreis Crefeld mit dem Landkreis Crefeld, der Stadt- 
kreis Bonn mit dem Landkreis Bonn, der Stadtkreis Cöln mit dem Landkreis 
Cöln, der Stadtkreis Trier mit dem Landkreis Trier und der Stadtkreis Solingen 
mit dem Landkreis Solingen zu je einem Wahlbezirke verbunden. An Wahl 
männern kommen hierbei zu: 


DET SOHLE Aachen Heel errang 5 
z z Goblen ra erde ar E ea 3 
z z Bien a 4 
z z ,, eure 4 
z z SoN a f 5 
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dem Stadtkreis Born AnS 3 
2 // arg. 11 
. z De T ME al 1 
z z Memicheid e a a a 3 
z z Solingen 5 


glieder zu wählen: 

Aachen Stadt und Land 3, Düren 3, Erkelenz 2, Eupen 1, Geilen- 
kirchen 2, Heinsberg 2, Jülich 3, Malmedy 1, Montjoie 1, Schleiden 1, 
Adenau 1, Ahrweiler 1, Altenkirchen 1, St. Goar !, Coblenz Stadt und Land 2, 
Cochem 1, Kreuznach 3, Mayen 3, Meiſenheim 1, Neuwied 2, Simmern 1, 
Wetzlar 2, Zell 1, Düſſeldorf Stadt und Land 3, Eſſen Stadt und Land 2, 
Geldern 2, Gladbach Stadt und Land 2, Grevenbroich 3, Kempen 2, Cleve 3, 
Crefeld Stadt und Land 2, Lennep mit Remſcheid 1, Mettmann mit Barmen 
und Elberfeld 2, Mörs 3, Mülheim a. d. Ruhr mit Duisburg 1, Neuß 2, 
Reeß 3, Ruhrort 2, Solingen Stadt und Land 2, Bergheim 3, Bonn Stadt 
und Land 2, Euskirchen 3, Gummersbach 1, Cöln Stadt und Land 4, 
Mülheim a. Rhein 2, Rheinbach 2, Sieg 2, Waldbroel 1, Wipperfürth 1, 
Bernkaſtel 2, Bitburg 2, Daun 1, Merzig 1, Ottweiler 2, Prüm 1, Sam- 
brücken 2, Saarburg 2, Saarlouis 2, Trier Stadt und Land 3, St. Wendel 2 
und Wittlich 2. 

. 

Von den ordentlichen Mitgliedern ſcheiden 3 Jahre nach der erſten Wahl 
die Vertreter der Wahlbezirke Aachen Stadt und Land, Düren, Erkelenz, Eupen, 
Geilenkirchen, Adenau, Ahrweiler, Altenkirchen, St. Goar, Coblenz Stadt und 
Land, Cochem, Kreuznach, Düſſeldorf Stadt und Land, Eſſen Stadt und Land, 
Geldern, Gladbach Stadt und Land, Grevenbroich, Kempen, Cleve, Crefeld 
Stadt und Land, Bergheim, Bonn Stadt und Land, Euskirchen, Gummersbach, 
Cöln Stadt und Land, Bernkaſtel, Bitburg, Daun, Merzig, Ottweiler und 
Prüm aus. 

Die Vertreter der übrigen Wahlbezirke Heinsberg, Jülich, Malmedy, 
Montjoie, Schleiden, Mayen, Meiſenheim, Neuwied, Simmern, Wetzlar, Zell, 
Lennep mit Remſcheid, Mettmann mit Barmen und Elberfeld, Mörs, Mülheim 
a. d. Ruhr mit Duisburg, Neuß, Reeß, Ruhrort, Solingen Stadt und Land, 
Mülheim a. Rhein, Rheinbach, Sieg, Waldbroel, Wipperfürth, Saarbrücken, 
Saarburg, Saarlouis, Trier Stadt und Land, St. Wendel, Wittlich ſcheiden 
nach 6 Jahren aus, ſo daß von der zweiten Wahl an für die Vertreter aller 
Bezirke ein regelmäßiger ſechsjähriger Wechſel ſtattfindet. 


F. 6. 
Die durch Zuwahl der Landwirthſchaftskammer berufenen außerordentlichen 
Mitglieder (§. 14 des Geſetzes) ſcheiden nach 3 Jahren aus ihrer Stellung aus, 
ſoweit fie nicht von vornherein auf eine kürzere Zeit einberufen find. 


§. 7. | 
Die Landwirthſchaftskammer hält jährlich mindeſtens eine Sitzung ab. 
Sie ift, abgeſehen vom Falle des F. 12 Abſatz 2 des Geſetzes, beſchlußfähig, 
wenn mindeſtens die Hälfte ihrer ordentlichen Mitglieder anweſend ſind. Ueber 
einen Gegenſtand der Tagesordnung, über welchen wegen Beſchlußunfähigkeit ein 
Beſchluß nicht gefaßt werden konnte, kann mit Ausnahme von Satzungsänderungen 
in der folgenden Sitzung der Landwirthſchaftskammer ohne Rückſicht auf die Zahl 
der anweſenden Mitglieder Beſchluß gefaßt werden, wenn bei der Bekanntgebung 
der Tagesordnung für die zweite Sitzung hierauf ausdrücklich hingewieſen worden 
iſt. Die Vorſtandswahlen erfolgen durch Stimmzettel. Wahl durch Zuruf iſt 
nur zuläſſig, wenn Niemand widerſpricht. 


8 
Der Landwirthſchaftskammer bleibt ausſchließlich vorbehalten, die Beſchluß— 
faſſung über: 

1) die Wahl des Vorſitzenden, feines Stellvertreters und der übrigen 
Mitglieder des Vorſtandes, ſowie ihrer Stellvertreter; 

2) die jährliche Feſtſtellung des Etats und der auszuſchreibenden Umlagen; 

3) die Abnahme der Jahresrechnung und Entlaſtung des Rechnungsführers; 

4) die Aufnahme von Anleihen, den Erwerb und die Veräußerung von 
Grundeigenthum; 

5) die beſondere Verleihung der Wählbarkeit zur Landwirthſchaftskammer 
nach $. 6, 20 des Geſetzes; 

6) die Einſprüche gegen die Mitgliederwahlen, $. 10 des Geſetzes; 

7) die vorläufige Enthebung von Mitgliedern, F. 12 Abſatz 2 des Geſetzes, 

8) die Zuwahl von außerordentlichen Mitgliedern, §. 14 des Geſetzes; 

9) die Bildung von Ausſchüſſen nach $. 15 des Geſetzes und die Be- 
ſtimmung über die Aufgaben dieſer Ausſchüſſe; 

10) die etwaige Gewährung einer Entſchädigung an die Mitglieder für baare 
Auslagen, F. 16 des Geſetzes; 

11) die Feſtſetzung der Geſchäftsordnung und der allgemeinen Beſtimmungen 
über das Kaffen- und Rechnungsweſen, 

12) die Aenderung der Satzungen; 

13) die im F. 2 Abſatz 3 des Geſetzes vorgeſehenen Abmachungen mit land— 
wirthſchaftlichen und zweckverwandten Vereinen. 


§. 92 
Der Vorſtand der Landwirthſchaftskammer beſteht aus dem Vorſitzenden, 
deſſen Stellvertreter und 11 Mitgliedern. Für jedes dieſer 11 Mitglieder wird 
ein Stellvertreter gewählt, der im Verhinderungsfalle des betreffenden Mitgliedes 
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an deffen Stelle einzuberufen ift. Jedem der 5 Regierungsbezirke muß mindeſtens 
je ein Mitglied und ein Stellvertreter angehören. Der Vorſtand iſt beſchluß⸗ 
fähig, wenn mit Einſchluß des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters mindeſtens 
die Hälfte des Vorſtandes anweſend iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der 
Vorſitzende. 


§. 10. 


Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter vertritt die Landwirthſchafts⸗ 
kammer nach außen. Alle Urkunden, welche die Landwirthſchaftskammer ver⸗ 
mögensrechtlich verpflichten follen, find unter deren Namen von dem Vorſitzenden 
oder deſſen Stellvertreter und noch einem Mitgliede des Vorſtandes zu vollziehen. 
Der Vorſitzende und in deſſen Behinderung ſein Stellvertreter leitet die Geſchäfte 
und iſt der Dienſtvorgeſetzte der Beamten der Landwirthſchaftskammer. Er be⸗ 
ruft und leitet die Sitzungen des Vorſtandes und der Landwirthſchaftskammer. 
Er muß eine Vorſtandsſitzung berufen, wenn mindeſtens die Hälfte der Vorſtands⸗ 
mitglieder, und eine Sitzung der Landwirthſchaftskammer, wenn mindeſtens ein 
Drittel der Mitglieder dies verlangen. Die Berufungen der Landwirthſchafts⸗ 
kammer erfolgen durch öffentliche Bekanntmachung in den hierzu beſtimmten 
Blättern (§. 11) und durch beſondere Einladung, in beiden Fällen unter Mit⸗ 
theilung der Tagesordnung. Zur Rechtsgültigkeit der Einberufung genügt die 
öffentliche Bekanntmachung. 

Ueber Gegenſtände, welche nicht auf der Tagesordnung geſtanden haben, 
kann ein Beſchluß nur gefaßt werden, wenn Niemand widerſpricht. Der Vor⸗ 
ſtand iſt in allen Angelegenheiten zuſtändig, welche der Landwirthſchaftskammer 
nicht vorſtehend ausdrücklich vorbehalten ſind, oder welche ſie ſich nicht durch 
beſonderen Beſchluß vorbehalten hat. Anträge und Gutachten, welche von dem 
Vorſtande ausgegangen ſind, müſſen, ſoweit nicht nach Lage der Sache eine 
Geheimhaltung erforderlich iſt, der Landwirthſchaftskammer zur Kenntnißnahme 
vorgelegt werden. 

Der Vorſtand der Landwirthſchaftskammer führt ſeine Legitimation durch 
eine Beſcheinigung des Oberpräſidenten. 


F. 11. 


Die von der Landwirthſchaftskammer ausgehenden Bekanntmachungen ſind 
unter deren Namen zu erlaſſen und vom Vorſitzenden oder deffen Stellvertreter 
zu unterzeichnen. 

Die Bekanntmachungen erfolgen durch die Kölniſche Zeitung und die 
Kölniſche Volkszeitung; ſollte eins dieſer Blätter eingehen, ehe auf dem Wege 
der Satzungsänderung hierfür ein Erſatz beſtimmt worden iſt, ſo erfolgen ſie 
für die Zwiſchenzeit durch den Staats-Anzeiger. 


| $.12. MRA 
Aenderungen der Satzungen müſſen vom Vorſtande oder von mindeſtens 


einem Viertel der Mitglieder beantragt und von mindeſtens der Hälfte aller ordent⸗ 
lichen Mitglieder angenommen ſein. - 


5-13 
Die nicht auf Kündigung angeftellten Beamten der Landwirthſchaftskammer 
haben im Falle ihrer Dienſtunfähigkeit einen Anſpruch auf Penſion nach Maß⸗ 
gabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Penſionsgeſetze. Ueber 
die Berechnung der Dienſtzeit iſt im Anſtellungsvertrage Beſtimmung zu treffen. 
In Betreff der Dienſtvergehen der Beamten finden die Vorſchriften des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465) Anwendung. 


(Nr. 10062.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
: einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Grevenbroich, Bitburg, Daun, 
Merzig, Perl, Trier, Waxweiler, Neumagen, Prüm und Wittlich. Vom 

14. März 1899. 


Au Grund des H. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im H. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Grevenbroich gehörige Gemeinde Elſen, 
einſchließlich der durch Allerhöchſten Erlaß vom 23. Mai 1898 von 
ihr abgetrennten und mit der Stadtgemeinde Grevenbroich vereinigten 
Grundſtücke (vergl. Bekanntmachung im Amtsblatt der Regierung zu 
Düſſeldorf von 1898 Stück 24 Nr. 749), 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bitburg gehörigen Gemeinden Ernzen 
und Ferſchweiler, $ 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Daun gehörige Gemeinde Strotzbüſch, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Merzig gehörige Gemeinde Keuchingen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Perl gehörigen Gemeinden Nohn und 


Oberperl, . 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörigen Gemeinden Riol und 
Welſchbillig, N 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Waxweiler gehörigen Gemeinden 
Daleiden und Kickeshauſen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neumagen gehörige Gemeinde Leiwen, 
(Nr. 1006110062) 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörige Gemeinde Niederprüm, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörige Gemeinde Bengel 


am 15. 


April 1899, 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörigen Gemeinden Land⸗ 


ſcheid, Niederkail und Burg 


am 1. Juni 1899 beginnen ſoll. 
Berlin, den 14. März 1899. 


Nach 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Vorſchrift des Geſetzes vom Bekanntmachung. (Geſetz Samml. S. 357) 


ſind bekannt gemacht: 


1) 


1 
— 


w 
— 


der Allerhöchſte Erlaß vom 24. November 1898, betreffend die Genehmigung 
der von der Cronberger Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſenen Vermehrung ihres 
Grundkapitals auf 1200000 Mark durch Ausgabe weiterer Aktien im 
Betrage von 397200 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Wiesbaden, Jahrgang 1899 Nr. 7 S. 59, ausgegeben am 16. Fe— 
bruar 1899, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Januar 1899, betreffend die Genehmigung 
des Vierten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 
7. Dezember 1891 und des Erſten Nachtrags zu den Abſchätzungsgrund⸗ 
ſätzen der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 18. Juni 1895, durch die 
Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 7 S. 134, ausgegeben 
am 16. Februar 1899, 
der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 7 S. 63, ausgegeben 
am 15. Februar 1899, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 7 S. 63, ausgegeben 
am 16. Februar 1899; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Januar 1899, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung ꝛc. an 
den Kreis Strasburg für die von ihm zu bauende Kreischauſſee von 
Mileßewo nach Dombrowken, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Marienwerder Nr. 7 S. 55, ausgegeben am 16. Februar 1899. 
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